Bündnis Pro Ethik –Dialogforum

Probleme und Lösungen bei der Kooperation im Ethikunterricht in Berlin
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Seit Bestehen des Ethikunterrichts hat es in der Frage, wie eine Kooperation des Ethikunterrichts an den Schulen mit den Trägern des Religions- und Weltanschauungsunterrichts gemäß den Vorgaben des Schulgesetzes zu organisieren sei, Missbräuche und Unsicherheiten gegeben. Im § 12 des Schulgesetzes von Berlin heißt es dazu:

„Im Ethikunterricht sollen von den Schulen einzelne Themenbereiche in Kooperation mit Trägern des Religions- und Weltanschauungsunterrichts gestaltet werden. Die Entscheidung, in welcher Form Kooperationen durchgeführt werden, obliegt der einzelnen Schule. Die Schule hat die Erziehungsberechtigten rechtzeitig und in geeigneter Weise über Ziel, Inhalt und Form des Ethikunterrichts zu informieren.“
Hinsichtlich der Inhalte gilt u.a. Folgendes:
„Zu diesem Zweck werden Kenntnisse der Philosophie sowie weltanschaulicher und religiöser Ethik sowie über verschiedene Kulturen, Lebensweisen, die großen Weltreligionen und zu Fragen der Lebensgestaltung vermittelt.“
Der Rahmenlehrplan Ethik, bereits vor einigen Ergänzungen im Schulgesetz z.B. hinsichtlich der sozialen Kompetenz, der interkulturellen Dialogfähigkeit und der Beschäftigung mit den großen Weltreligionen entwickelt, hat diese Bereiche leider nicht mehr ergänzend aufgegriffen.
In den ersten beiden Praxisjahren hat namentlich die Evangelische Kirche versucht, die Vorgaben zur Kooperation mit einer Dauerkooperation zwischen evangelischen Religionslehrkräften und Ethiklehrkräften an etwa 50 Schulen mit dem sogenannten 1:1:1 Modell zu unterlaufen. Das Bündnis Pro Ethik hat im Frühjahr 2008 dem Bildungssenator und den Parlamentsfraktionen ein juristisches Gutachten von Frau Dr. Kirsten Wiese (Humanistische Union) vorgelegt, das diese Kooperationsform als rechtlich nicht akzeptabel (nur eine Religionsgemeinschaft, nicht auf einzelne Themenbereiche beschränkt) darstellte. Seitdem gibt es offiziell diese Art der Kooperation nach Senatsauskunft nicht mehr – es liegen aber interne Informationen vor, die von einer Fortsetzung dieser Praxis oder ähnlichen Organisationsformen berichten.
Die GEW Berlin und das Bündnis Pro Ethik hat den Senat und die Regierungsparteien bereits mehrfach aufgefordert, zu dieser Frage eine Rechtsverordnung oder eine Ausführungsvorschrift zu erlassen. Dies ist bislang nicht geschehen.
Nachstehend sollen einige pädagogische und rechtliche Fragen zu diesem Themenkomplex erörtert sowie Lösungsvorschläge gemacht werden:

1. Datenlage:
Basierend auf der Schuljahresstatistik 2008/2009 und hochgerechnet (ohne den erwartbaren Schwund im folgenden Schuljahr) nehmen im Schuljahr 2009/2010 allein im allgemein bildenden Bereich 4007 Klassen am Ethikunterricht 7. bis 10. Klasse teil. Sie verteilen sich auf 604 Hauptschulklassen, 694 Realschulkassen, 1361 Gymnasialklassen, 1020 Gesamtschulklassen und 328 Sonderschulkassen.
Nach Angaben des Senats stehen dieser Aufgabe ca. 800 Lehrkräfte gegenüber, die eine kürzere oder längere Fortbildung für Ethik durchlaufen haben. Angesichts der Pensionierungswelle und des nicht hinreichend passenden Unterrichtseinsatzes wird aber geschätzt, dass höchstens in jeder dritten Klasse eine irgendwie fortgebildete Lehrkraft zu finden ist. 
Aus der Beantwortung des Senats auf die Kleine Anfrage Nr. 16/12867 des Abg. Sascha Steuer (CDU) vom 10.12.2008 lassen sich die Teilnehmerzahlen am Religions- und Weltanschauungsunterricht der in Berlin zugelassenen Träger ermitteln, nicht jedoch die tatsächlichen Gruppen/Klassen. Die Höchstfrequenz beträgt an Oberschulen 12 SchülerInnen (als Berechnungsfrequenz für die Personalkostenerstattung von 90%) und wird nachfolgend für eine Berechnung zugrunde gelegt, obwohl deutliche Unterschreitungen aus der Praxis bekannt sind. Daraus lassen sich grob nach den Teilnehmerzahlen (nach Kommastellen aufgerundet) Klassen-/Gruppenzahlen in den Klassen 7 bis 10 berechnen:
Evangelischer Religionsunterricht:
Hauptschule: 114
Realschule: 189
Gymnasium: 737
Gesamtschule: 224
Sonderschule: 70
Katholischer Religionsunterricht:
Hauptschule: 7
Realschule: 61
Gymnasium: 173
Gesamtschule: 57
Sonderschule: 9
Humanistischer Lebenskundeunterricht:
Hauptschule: 40
Realschule: 7
Gymnasium:45
Gesamtschule: 26
Sonderschule: 12
Buddhistischer Religionsunterricht:
Gesamtschule: 1
Islamischer Religionsunterricht der Islamischen Föderation und der Aleviten findet in der Sekundarstufe nicht statt, jüdischer Religionsunterricht, möglicherweise der griechisch-orthodoxe Religionsunterricht und der der Christengemeinschaft (beides unter sonstiger Religionsunterricht geführt) nur an Privatschulen!
Insgesamt stehen den Ethikklassen an den Schularten folgende Klassen mit Religions- und Weltanschauungsunterricht gegenüber: 
Hauptschule: 604 zu 161
Realschule: 694 zu 257
Gymnasium: 1361 zu 955
Gesamtschule: 1020 zu 308
Sonderschule:328 zu 91
Das Verhältnis ist also etwa 3:1, allein am Gymnasium sind die Zahlen fast 1:1. Die Realität in der Stadt muss aber von einem Ungleichgewicht der Verteilung der Religionsklassen/-gruppen zwischen Schularten, den westlichen und östlichen Bezirken und zwischen wohlhabenden und nicht wohlhabenden Wohngebieten ausgehen. Das bedeutet mögliche Kooperationen auf der Schulebene in bürgerlichen Westbezirken an Gymnasien und Realschulen, schlechtere Kooperationsmöglichkeiten in Ostbezirken und den anderen Schularten im gesamten Stadtgebiet.
2. Exkurs: Kooperation mit Religionsklassen und Lehrkräften oder nur mit Lehrkräften bzw. Vertretern der Weltreligionen
Leider ist das Schulgesetz in der Frage der Kooperation nicht ganz aussagekräftig, ob sie mit Religionsklassen und Lehrkräften oder nur mit Lehrkräften bzw. Vertretern der Weltreligionen gemeint ist. Pädagogisch erfolgreicher wäre die erste Version, die sich aber nur unter sehr eingeschränkten Möglichkeiten (siehe 1.) und nicht mit mehreren Weltreligionen organisieren lässt. SchülerInnen an für derartige Kooperation ungünstigen Standorten dürfen aber nicht ihrer Möglichkeiten beraubt werden und müssten bei bestimmten Themenbereichen entsprechende Kontakte mit Religions-/Weltanschauungslehrkräften oder anderen authentischen Vertretern von der Schulseite vermittelt bekommen. Nur so kann auch eine allzu einseitige Kooperation mit nur einer Glaubensrichtung verhindert werden.
3. Möglichkeiten der Träger:
In Berlin bieten acht Religions-/Weltanschauungsgemeinschaften Religions-Weltanschauungsunterricht an. Hinzu kommt die Christengemeinschaft an Waldorfschulen. Vier der Träger sind in der öffentlichen Sekundarstufe präsent, davon allerdings der Buddhismus mit einer einzigen Gruppe.
Jüdischer Religionsunterricht findet hier mit geschätzt 20 Gruppen ausschließlich an Privatschulen statt. Islamischer Religionsunterricht sunnitischer oder alevitischer Prägung hat keine Religionslehrkräfte als Kooperationspartner in der Sekundarstufe. Gleiches gilt für die griechische Orthodoxie.
Es ist deshalb festzustellen, dass die im Schulgesetz § 12 genannten Träger über sehr unterschiedliche Kooperationsmöglichkeiten aufgrund der zur Verfügung stehenden Lehrkräfte verfügen. Betrachtet man die Weltreligionen als Themenfelder religionskundlicher Orientierung, so ist allenfalls das Christentum als Partner für eine Kooperation personell und fokussiert auf die westlichen Bezirke akzeptabel aufgestellt. Der Islam fällt völlig aus, zumal es mit der Islamischen Föderation politisch besondere Bedenken gibt, der Hinduismus könnte erst nach dem Tempelbau in der Hasenheide ein Ansprechpartner werden. Auch für das Judentum sind mit Sicherheit zu wenige Lehrkräfte vorhanden, Ähnliches gilt auch für den Buddhismus mit derzeit einer Lehrerin. Ebensolche Probleme bereitet die christliche Orthodoxie.
Es kann deshalb nicht sein, dass Informationen von authentischen Vertretern der Weltreligionen bzw. des Humanismus nur von Vertretern des Christentums und des Humanismus im Ethikunterricht angeboten werden. Mangels vorhandener Lehrkräfte im Sekundarschulbereich müssen demzufolge erhebliche Honorarmittel für den Ethikunterricht bereitgestellt werden.
4. Im Schuldienst regulär beschäftigte Religions- und Weltanschauungslehrkräfte
Laut der o.g. Kleinen Anfrage sind folgende im Schuldienst regulär beschäftigte Lehrkräfte, die Religions-bzw. Weltanschauungsunterricht erteilen:
Evangelischer Religionsunterricht: 69
Katholischer Religionsunterricht: 21
Lebenskundeunterricht: 134
Bei diesen Lehrkräften hätte der Senat eine unmittelbare Zugriffsmöglichkeit für eine Kooperation mit dem Ethikunterricht im Sinne des Gesetzes. Allerdings geht aus den Zahlen nicht hervor, wie viele davon in der Sekundarstufe unterrichten, was die Zahlen deutlich reduzieren dürfte.
5. Stundenumfang v on möglichen Kooperationen
Der zweistündige Ethikunterricht verfügt pro Schuljahr bei 40 Schulwochen etwa über 80 Schulstunden, de facto nach Abzug von Klassenfahrten, Ausflügen, Projektwochen und Erkrankungen etwa über 60 Schulstunden. Ein Anteil von 8 tatsächlichen Schulstunden, die für Kooperationen im Ethikunterricht zur Verfügung stehen könnten, wenn diese von den Schulen gewünscht wird, entspräche einem Anteil von 13,33 % und würde das anfangs beschriebene Problem einer Dauerkooperation von 50% nachhaltig unterbinden. Man könnte auch noch den Schulen vorgeben, dass mindestens zwei Weltreligionen diesen Kooperationsteil ausfüllen müssen, also etwa 6 Stunden mit einer Religionsklasse und zwei mit einer Lehrkraft/VertreterIn einer anderen Religion/Weltanschauung, so wären Missbräuchen Grenzen gesetzt.
Würde nur jede zweite Klasse von diesen Kooperationsmöglichkeiten Gebrauch machen, was nach der hoffentlich bald umgesetzten Einfügung von Religionskundeanteilen zu Weltreligionen in den Rahmenlehrplan realistisch erscheint, ergäbe sich ein Volumen von 2000 Klassen mal 8 Stunden gleich 16.000 Kooperationsstunden, die geteilt durch 25 etwa 640 Lehrerstellen entsprächen. Natürlich entfällt ein zusätzlicher Lehrkräftebedarf an Schulen, wo Ethikklassen mit Religionsklassen zusammengelegt werden. Da aber den 4007 Ethikklassen nur 1681 Religions-/Weltanschauungsklassen/-gruppen gegenüberstehen und die Verteilung in der Stadt nach Schularten und Bezirken so unterschiedlich ist, kann das maximal in 50% der Fälle sinnvoll organisiert werden. Für den Rest sind entweder Honorarreferenten oder Lehrkräfte vorzusehen, die als Kooperationspartner überschulisch zur Verfügung gestellt werden müssen. Hierfür stünde etwa ein Drittel der in 4. genannten Lehrkräfte theoretisch zur Verfügung, d.h. 75 staatliche Lehrkräfte, die man bestenfalls an zwei Tagen „auf Reisen“ schicken könnte. Damit wären weitere 75 mal 25 = 1845 :5 mal 2=750 Stunden abzudecken.
Teilt man die 16.000 Kooperationsstunden durch zwei wegen der schulischen Kooperationsmöglichkeiten, so verblieben 8000 Stunden weniger 750, also etwa 7250 notwendige Kooperationsstunden, die durch Honorarmittel oder Personalmittel abzudecken wären. Bei einem Stundensatz von nur 30,-€ pro Schulstunde ergäben das 217.500,-€ zusätzliche Honorarmittel pro Jahr, die für den Ethikunterricht zur Verfügung gestellt werden müssten! Eine beachtliche Summe. Lächerlich klein allerdings im Vergleich zu den 5.000.000,-€, die der Senat für den Fall eines Sieges von Pro Reli beim Volksentscheid einkalkuliert hatte.
6. Notwendige Fortbildung und Qualitätssicherung
Viele Beiträge der christlichen Religionslehrkräfte und ihrer Vorgesetzten haben erhebliche Zweifel aufkommen lassen, ob die Zielsetzungen des Ethikunterrichts bei diesem Personenkreis ausreichend bekannt sind. Religionslehrkräfte, die bei den Trägern angestellt sind, sollten vor oder während einer Kooperation deshalb eine staatliche Fortbildung zu den Zielen und Methoden des Ethikunterrichts durchlaufen. Das gilt im Prinzip auch für andere Kooperationspartner wie Geistliche und diejenigen Honorarkräfte, die häufiger dafür zur Verfügung stehen wollen.
Die Senatsbildungsverwaltung sollte außerdem eine Koordinierungsfunktion für den Einsatz von Lehrkräften und Honorarkräften wahrnehmen und für eine Evaluation sorgen.
Ebenfalls hat die Beantwortung der bereits erwähnen Kleinen Anfrage deutlich gemacht, dass die erstaunliche Unwissenheit der Senatsbildungsverwaltung über Zahl, Qualifikation und Einsatzort der Berliner Religions-/ Weltanschauungslehrkräfte, die immerhin zu 90% vom Senat bezahlt werden, nicht gerade eine ideale Grundlage darstellt, Kooperationen zu ermöglichen, zu steuern und zu evaluieren.

Völlig offen ist, wer als Honorarkraft vor allem im Bereich sunnitischer Islam gewonnen werden kann. Hier müssen vielleicht auch noch die Ergebnisse der Islamkonferenz beim Bundesinnenminister abgewartet werden. Ähnliches gilt für den Hinduismus. Auch sind Absprachen mit der Jüdischen Gemeinde zu Berlin erforderlich.
7. Zusammenfassung:
Nach der dringend erforderlichen und im Verlauf bzw. Nachklang des Volksentscheides von allen Seiten und Parteien für notwendig erachteten Ergänzung des Rahmenlehrplans Ethik u.a. um religionskundliche Anteile ist eine Rechtsverordnung oder Ausführungsvorschrift unbedingt notwendig, die die hier erörterten Bedingungen für die von den Schulen gewünschte Kooperationen und Qualifizierungen regelt. Die Senatsbildungsverwaltung muss dafür jemand Verantwortlichen benennen und für von den Schulen nach festzulegenden Kriterien abrufbare Honorarmittel und ReferentInnenlisten bereitstellen. Außerdem sollte nach zwei Praxisjahren eine Evaluation von Außen erfolgen und dem Parlament vorgelegt werden.
